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Stellungnahme GRÜNE

Leitstel lenstru ktu r der n ichtpolizei lichen Gefah renabweh r i n
Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Spohn,

haben Sie besten Dank für die Übermittlung lhrer Position und der beigefügten
Materialien und Beispiele zu den Defiziten der derzeitigen Leitstellenstrukur in
Baden-Württemberg. Gerne nehme ich für meine Fraktion Stellung zu lhrem
Anliegen in Sachen Neustrukturierung lntegrierte Leitstellen

Ziel der Novellierung des Rettungsdienstgesetzes (RDG) des Landes im November
2009 war die verbindliche Regelung der Ausbildung des im Rettungsdienst tätigen
Personals und der Notärztlnnen, die Qualitätssicherung der Notaztversorgung und
die Verbesserung der Notfallversorgung im ländlichen Raum.

Die Grünen begrüßen diese Zielsetzung, halten die lnstrumente zur Umsetzung und
die etablierten Strukturen allerdings für unzureichend.

ln allen Landesteilen verschlechtert sich die Situation der Notfallversorgung. Statt
einen grundlegenden Systemwechsel in der Struktur der Notfallversorgung
vorzunehmen, bleibt die Trägerschaft des Rettungsdienstes unverändert
ausschließlich den privaten Hilfsorganisationen, und unter diesen wiederum zum
übergroßen Teil dem DRK überlassen. Damit ist der Rettungsdienst in Baden-
Württemberg zwar der billigste, aber auch der einzige, der nicht qualitätsgesichert ist.

Die in lhrem Schreiben zusammengefassten Defizite hinsichtlich der lntransparenz
bei der Berechnung der Hilfsfristen auf der einen und der flächendeckenden
Einführung lntegrierter Leitstellen auf der anderen Seite sind uns bekannt und geben
auch uns nach wie vor Anlass zur Sorge und Kritik.

Bereits bei Einbringung des RDG in den Landtag haben wir durch mehrere
Anderungsanträge versucht, unsere Forderungen einfließen zu lassen und einen
Stru ktu nrandel einzu leiten.



Grüne Forderungen

Der Rettungsdienst im Land braucht Qualitätssicherung mit transparenten und
effizienten Strukturen

Wir wollen einen grundsätzlichen Strukturwandel durchsetzen
1. Die Leitstellen werden nicht nur integriert, sondern als

bereichsü berg reifende i nteg rierte Leitstel len organ isiert.

2. Reduktion von derzeit 37 Leitstellen mit Bereichsgrenzen auf
bereichsü berg reifende Leitstel len. Dad u rch Effizienzsteigeru ng der
Notfalleinsätze und Sicherung von Qualität und Einsatzfristen.

3. Veränderung der Trägerorganisationen: Überfuhrung in eine
öffentlich-rechtliche Orga nisation m it kommunaler Zuständ igkeit und
gleichzeitiger lnstallierung eines Qualitätsmanagements.

4. lmplementierung eines Arztlichen Leiter Rettungsdienst (ALRD), der
verantwortlich ist für

- die gesamte medizinische Planung und Übenrvachung,
- Beratung beiAuswahl von Medikamenten, Medizintechnik,

Ausrüstung,
- Kontrolle und Einhaltung der Hilfsfristen,
- Zertifizieru ng der Kompetenz der Rettu ngsdienstmitarbeiter
- Fortbildung des Personals,
- Der AI-RO kontrolliert die Einhaltung der vom Landesausschuss festgelegten

Standards,
- Angesiedelt ist er wie in anderen Bundesländern beim Gesundheitsamt oder

Kreis, nicht bei den Rettungsdiensten selbst (etwa beim DRK).

Wir sehen die dringende Notwendigkeit, ein medizinisches Qualitätsmanagement
durch einen Arztlichen Leiter des Rettungsdienstes wie in allen anderen
Bundesländern auch in Baden-Württemberg zu installieren. Außerdem dürfen die
Einsätze nicht an der Bereichsgrenze enden, sondern müssen gebietsübergreifend
koordiniert werden. Die historisch gewachsenen Strukturen des Rettungsdienstes im
Land sind intransparent, ermöglichen keine externe Kontrolle und müssen auf den
Prüfstand.

lnsofern teilen wir die Kritik der Bürgerinitiative Rettungsdienst und werden uns in der
nächsten Legislaturperiode für eine gesetzliche Neuregelung des Betriebs der
lntegrierten Leitstellen im o.g. Sinne einsetzen.

Gerne setzen wir den produktiven und kooperativen Gedankenaustausch mit lhrer
Bürgerinitiative auch nach den Landtagswahlen zum 15. Landtag von Baden
Württemberg fort. Seien Sie vergewissert, dass wir uns mit lhnen auch weiterhin für
einen transparenten, der Neutralität verpflichteten, unabhängigen und
q ualitätsgesicherten Rettu ngsd ienst in Baden-Wü rttemberg einsetzen.


